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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes 


A. Zielsetzung 

Nach dem Strafvollzugsgesetz sind Überbrückungsgeld und 
Entlassungsbeihilfe des Gefangenen unpfändbar. Diese Vor- 
schriften gelten jedoch nicht für diejenigen Personen, die auf 
Grund strafgerichtlicher Verurteilung im Maßregelvollzug in 
einem psychiatrischen Krankenhaus oder in einer Entzie- 
hungsanstalt untergebracht sind. Da der soziale Schutz dieses 
Personenkreises erheblich schwächer ausgestaltet ist, wird 
ihre berufliche und soziale Rehabilitation nicht in gleicher 
Weise gewährleistet. Unterschiedlich geregelt ist auch das 
Rechtsbehelf sverfahren gegen Vollzugsmaßnahmen, für die 
nach dem Strafvollzugsgesetz die Strafvollstreckungskam- 
mern der Landgerichte mit anschließender Rechtsbeschwerde 
zum Oberlandesgericht zuständig sind, während im Maßregel- 
vollzug das Oberlandesgericht anzurufen ist. 


B. Lösung 

Die Unpfändbarkeit von Forderungen und das Rechtsbehelfs- 
verfahren für Untergebrachte sind durch Bundesrecht nor- 
miert. Durch die Einfügung eines landesrechtlichen Vorbe- 
halts in das Strafvollzugsgesetz soll es den Ländern ermöglicht 
werden, dessen Regelung auch für den Maßregelvollzug zu 
übernehmen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Finanzielle Auswirkungen ergeben sich nur, soweit durch 
Landesrecht von dem Vorbehalt Gebrauch gemacht wird. 
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Die Unpfändbarkeit beschränkt die Zugriffsmöglichkeit der 
Gläubiger, zu deren Kreis im Einzelfall auch die öffentliche 
Hand gehören kann. Die angestrebte Konsolidierung des Un- 
tergebrachten im Zeitpunkt seiner Entlassung wirkt sich je- 
doch letztlich auch zu Gunsten der Gläubiger aus. 

Das vorgeschlagene Rechtsbehelfsverfahren würde zwar die 
bisher insoweit nicht tätigen Landgerichte befassen, wäre je- 
doch verbunden mit einer weitgehenden Entlastung der Ober- 
landesgerichte, die künftig nur mehr im Rechtsbeschwerdever- 
fahren zu entscheiden hätten. 


2 




Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Drucksache 9/1697 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28. Mai 1982 

14 (13) — 443 02 — Str 7/82 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun- 
desrat in seiner 509. Sitzung am 5. März 1982 beschlosenen Entwurf eines Geset- 
zes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes mit Begründung (Anlage 1) und Vor- 
blatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. Die Auffassung der Bundesregie- 
rung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 beigefügten Stellungnahme 
dargelegt 

Schmidt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Dem § 138 des Strafvollzugsgesetzes vom 16. März 
1976 (BGBL I S. 581, 2088; 1977 I S. 436), zuletzt geän- 
dert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 22. Dezem- 
ber 1981 (BGBl. I S. 1523), wird als Absatz 2 ange- 
fügt: 

„(2) Dem Landesrecht bleibt Vorbehalten, § 51 
Abs. 4 und 5, § 75 Abs. 3 und §§ 109 bis 121 entspre- 
chende Regelungen vorzusehen.“ 


Artikel 2 

Das Gerichtsverfassungsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 78 a Abs. 1 wird der Punkt am Ende durch ei- 
nen Beistrich ersetzt und folgende Nummer 3 an- 
gefügt: 

„3. über Rechtsbehelfe auf dem Gebiet des Voll- 
zugs der Unterbringung in einem psychiatri- 
schen Krankenhaus oder in einer Entzie- 
hungsanstalt, soweit den §§ 109 und 110 des 


Strafvollzugsgesetzes entsprechende Rege- 
lungen anzuwenden sind.“ 

2. In § 78b Abs. 1 Nr. 2 wird die Verweisung „§ 78 a 
Abs. 1 Nr. 2“ durch die Verweisung „§ 78 a Abs. 1 
Nr. 2 und 3“ ersetzt. 

3. § 121 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. der Rechtsbeschwerde gegen Entscheidun- 
gen der Strafvollstreckungskammern nach 
§ 116 des Strafvollzugsgesetzes, auch soweit 
dieser Vorschrift entsprechende Regelungen 
im Rechtsbehelfsverfahren auf dem Gebiete 
des Vollzugs der Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus oder in einer 
Entziehungsanstalt anzuwenden sind.“ 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(BGBl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


Die gesetzliche Regelung des Vollzugs von Maßre- 
geln der Besserung und Sicherung in einem psychia- 
trischen Krankenhaus oder einer Entziehungsan- 
stalt aufgrund einer strafgerichtlichen Verurteilung 
ist in § 138 des Strafvollzugsgesetzes dem Landes- 
recht überlassen. Die dem Landesgesetzgeber inso- 
weit in den §§ 136 und 137 des Strafvollzugsgesetzes 
vorgegebene Zielsetzung gebietet, den Maßregelvoll- 
zug im wesentlichen nach den Kriterien auszurich- 
ten, die für die Behandlung der übrigen Patienten ei- 
nes psychiatrischen Krankenhauses oder einer Ent- 
ziehungsanstalt gelten (Drucksache 7/918, 90). Im 
übrigen ist es angezeigt, die gesetzlichen Bestim- 
mungen des Maßregelvollzugs in Anlehnung an die 
Regelungen des Strafvollzugsgesetzes zu gestalten. 

Der von dem Ständigen Arbeitskreis der Psychia- 
triereferenten des Bundes und der Länder erarbei- 
tete Musterentwurf eines Maßregelvollzugsgesetzes 
enthält daher auch Vorschriften über die Verwen- 
dung des Taschengeldes, über das Haus-, Eigen- und 
Überbrückungsgeld, die Entlassungsbeihilfe und 
den Unterhaltsbeitrag, die den Bestimmungen der 
§§ 47, 51, 75 und dem zur Zeit noch nicht geltenden 
§ 49 des Strafvollzugsgesetzes nachgebildet sind. 
Nicht übernommen sind die Vorschriften über die 
Unpfändbarkeit des Überbrückungsgeldes nach § 51 
Abs. 4 und 5 des Strafvollzugsgesetzes und der Ent- 
lassungsbeihilfe nach § 75 Abs. 3 des Strafvollzugs- 
gesetzes. Da sich die Interessenlage Untergebrach- 
ter von der der Strafgefangenen nicht unterscheidet, 
sind für den Bereich des Maßregelvollzuges dem 
Strafvollzugsgesetz entsprechende Unpfändbar- 
keitsbestimmungen erforderlich. 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage ist eine solche 
Regelung jedoch nicht möglich. Die Unpfändbarkeit 
ist abschließend bundesrechtlich bestimmt. Ein Vor- 
behalt zugunsten des Landesrechts besteht nicht. 

Auch die Möglichkeit, die Unpfändbarkeit durch ein 
Übertragungsverbot herbeizuführen (§ 851 Abs. 1 
ZPO), ist nicht für alle hier betroffenen Ansprüche 
gegeben. Landesrechtlich kann die Übertragbarkeit 
nur für öffentlich-rechtliche Ansprüche und für bür- 
gerlich-rechtliche nur insoweit ausgeschlossen wer- 
den, als Artikel 59 ff. EGBGB einen Vorbehalt ent- 


halten (vgl. Stein-Jonas, ZPO, Kommentar, 19. Auf- 
lage 1975, Anm. I, 4 zu § 851 Abs. 1). Daher kann je- 
denfalls die Unpfändbarkeit des Überbrückungsgel- 
des des Untergebrachten nicht angeordnet werden. 
Um eine Gleichstellung des im Maßregelvollzug Un- 
tergebrachten mit den Strafgefangenen zu errei- 
chen, sollte in das Strafvollzugsgesetz ein entspre- 
chender Vorbehalt für den Landesgesetzgeber auf- 
genommen werden. 

Das Rechtsbehelfsverfahren für Untergebrachte 
richtet sich nach § 23 des Einführungsgesetzes zum 
Gerichtsverfassungsgesetz. Für Strafgefangene ent- 
hält das Strafvollzugsgesetz in den §§ 109 bis 121 ein 
eigenständiges Rechtsbehelfsverfahren, mit dem die 
Zuständigkeit der Strafvollstreckungskammer und 
ein Rechtsbeschwerdeverfahren bei dem Oberlan- 
desgericht begründet worden ist. Auch insoweit ist 
es angezeigt, dem Landesgesetzgeber die Möglich- 
keit zu eröffnen, für den Bereich des Maßregelvoll- 
zugs die Rechtsbehelfsregelungen des Strafvollzugs- 
gesetzes einzuführen. 

Mit Artikel 1 wird dem Landesgesetzgeber die Mög- 
lichkeit eröffnet, das Rechtsbehelfsverfahren im Be- 
reiche des Vollzuges der Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entzie- 
hungsanstalt entsprechend den Bestimmungen im 
Strafvollzugsgesetz zu regeln. Da nach § 110 des 
Strafvollzugsgesetzes über den Antrag auf gerichtli- 
che Entscheidung die Strafvollstreckungskammer 
entscheidet, bedarf es einer Ergänzung des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes dahin, daß die Strafvoll- 
streckungskammer auch zuständig ist, soweit es um 
einen Rechtsbehelf im Bereiche des Maßregelvollzu- 
ges geht (§78a Abs. 1 Nr. 3 GVG i. d. F. des Ent- 
wurfs). Dabei erscheint es sachgerecht, die Entschei- 
dungen im Maßregelvollzug — ebenso wie im Straf- 
vollzug — der mit einem Richter besetzten — klei- 
nen — Strafvollstreckungskammer zuzuweisen 
(§ 78 b Abs. 1 Nr. 2 GVG i. d. F. des Entwurfs). 

Die Ergänzung des § 121 Abs. 1 Nr. 3 GVG ist erfor- 
derlich, um die Zuständigkeit des Oberlandesge- 
richts bei Rechtsbeschwerden (vgl. § 116 StVollzG) 
gegen Entscheidungen der kleinen Strafvollstrek- 
kungskammer zu bestimmen (§ 121 Abs. 1 Nr. 3 GVG 
i. d. F. des Entwurfs). 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


A. Allgemeines 

Die Bundesregierung stimmt dem Entwurf in der 
vom Bundesrat beschlossenen Form nicht zu. 

Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich gesetz- 
geberische Maßnahmen, die zu mehr sozialer Si- 
cherheit der Untergebrachten beitragen und auf ei- 
nen Abbau der den Oberlandesgerichten in den 
§§23 ff. EGGVG zugewiesenen Entscheidungskom- 
petenz hinzielen. Die Bundesregierung hat deshalb 
keine Bedenken, die Regelungen des Strafvollzugs- 
gesetzes über die Unpfändbarkeit des Überbrük- 
kungsgeldes und der Entlassungsbeihilfe sowie das 
Rechtsbehelfsverfahren für den Bereich des Maßre- 
gelvollzuges zu übernehmen. 

Der Entwurf überläßt es jedoch dem Ermessen der 
elf Landesgesetzgeber, ob die genannten Regelun- 
gen des Strafvollzugsgesetzes auch für den Bereich 
des Maßregelvollzuges eingeführt werden sollen. 
Dies kann zu einer bedauerlichen Rechtszersplitte- 
rung führen. Es ist damit zu rechnen, daß nur ein 
Teil der Länder von der Ermächtigung des Entwurfs 
Gebrauch machen wird. Dies hat zur Folge, daß von 
Land zu Land eine unterschiedliche Behandlung 
von Gläubiger und Schuldner erfolgt; auf dem Ge- 
biet des Rechtsbehelfsverfahrens werden verschie- 
dene Rechtswege und Eingangsgerichte geschaffen 
und nur in einem Teil der Länder ein Rechtsmittel- 
verfahren eingeführt. Eine derartige Rechtszersplit- 
terung ist unerwünscht. 

Die Bundesregierung schlägt statt dessen vor, die 
vom Bundesrat grundsätzlich angestrebte Über- 
nahme des Rechtsbehelfsverfahrens und der Rege- 
lungen über die Unpfändbarkeit des Überbrük- 
kungsgeldes und der Entlassungsbeihilfe nach dem 
Strafvollzugsgesetz für den Bereich des Maßregel- 
vollzuges bundesgesetzlich vorzuschreiben. Da- 
durch wird das vom Bundesrat gewünschte Ziel 
ohne die nachteiligen Folgen einer Rechtszersplitte- 
rung erreicht. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

1. Zu Artikel 1 

Entsprechend dem in den allgemeinen Ausfüh- 
rungen enthaltenen Vorschlag, die Übernahme 
der Regelungen über die Unpfändbarkeit des 
Überbrückungsgeldes und der Entlassungsbei- 
hilfe sowie des Rechtsbehelfsverfahrens des 
Strafvollzugsgesetzes für den Maßregelvollzug 
bundesrechtlich vorzuschreiben, wird vorge- 
schlagen, in Artikel 1 den neuen § 138 Abs. 2 
StVollzG wie folgt zu fassen: 

„(2) Für die Unterbringung gelten die § 51 
Abs. 4 und 5, § 75 Abs. 3 und §§ 109 bis 121 ent- 
sprechend.“ 

2. Zu Artikel 2 

Als Folgeänderung zu Artikel 1 wird vorgeschla- 
gen, Artikel 2 wie folgt zu fassen: 

„Artikel 2 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 
(BGBl. I S. 1077), zuletzt geändert durch Arti- 
kel 3 des Gesetzes zur Neuordnung des Betäu- 
bungsmittelrechts vom 28. Juli 1981 (BGBL I 
S. 681) wird wie folgt geändert: 

1. In § 78 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 wird die Verwei- 
sung „§ 109“ durch die Verweisung „§§ 109, 
138 Abs. 2“ ersetzt. 

2. In §121 Abs. 1 Nr. 3 wird die Verweisung 
„§ 116“ durch die Verweisung „§§ 116, 138 
Abs. 2“ ersetzt. 

Hierdurch wird Artikel 2 Nr. 1 und 3 des Ent- 
wurfs den Vorschlägen der Bundesregierung an- 
gepaßt. Der vom Bundesrat in Artikel 2 Nr. 2 des 
Entwurfs vorgeschlagenen Änderung bedarf es 
danach nicht, da die in § 78 b Abs. 1 Nr. 2 GVG ent- 
haltene Verweisung auf §78a Abs. 1 Nr. 2 GVG 
sich auch auf § 138 Abs. 2 StVollzG bezieht. 


6 





Druck: Bonner Universltäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0172-6838 


